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Leistungsbeschreibung der Versanddienstleistungen für die  
Landtagswahl am 20. September 2026 

 
Die Hanse- und Universitätsstadt Rostock - Die Oberbürgermeisterin (nachstehend 
Auftraggeberin genannt) beabsichtigt, im Rahmen einer Vergabe einen Vertrag über die 
Versanddienstleistungen der Wahlbenachrichtigungen für die diesjährige Landtagswahl 
abzuschließen. 
 
Nebenangebote sind zugelassen. 
 
 
1. Auftragsumfang 

Der Auftrag umfasst die Abholung, Frankierung der Wahlbenachrichtigungen der Hanse- 
und Universitätsstadt Rostock beim beauftragten Druckdienstleister sowie deren 
umweltgerechte und klimaneutrale Zustellung an die Wahlberechtigten. 

Die voraussichtliche Stückzahl beträgt rund 170.000 Wahlbenachrichtigungen. Der 
tatsächliche Auftragsumfang kann im Rahmen dieses Vergabeverfahrens nicht 
abschließend bestimmt werden, da die endgültige Zahl der zuzustellenden 
Wahlbenachrichtigungen abhängig ist von der Zahl der Wahlberechtigten zum 37. Tag vor 
dem festgesetzten Wahltermin. 

Die zu versendenden Wahlbenachrichtigungen werden als Standardbriefe versandt und 
weisen ein Gesamtgewicht von unter 20 g auf. Das Zustellgebiet umfasst ausschließlich die 
Leitregionen 18; sämtliche Empfänger befinden sich im Gebiet der Hanse- und 
Universitätsstadt Rostock. 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die übernommenen Sendungen umweltgerecht und 
klimaneutral innerhalb einer verbindlichen Laufzeit von maximal vier Werktagen nach 
Eingang in der Zustellzentrale zuzustellen. Die Zustellung erfolgt verbindlich an den 
festgelegten Tagen 22., 24., 25. und 26. August 2026. 

Zur Einhaltung der Zustellquote sind die Sendungen wie folgt auszuliefern: 

• mindestens 75 % der Wahlbenachrichtigungen bis spätestens 22. August 2026, 
• 10 % bis 24. August 2026, 
• 10 % bis 25. August 2026, 
• 5 % bis 26. August 2026. 

Der Abschluss der vollständigen Zustellung ist der Auftraggeberin nachweislich schriftlich 
oder elektronisch anzuzeigen. 

Die Abholung der Wahlbenachrichtigungen erfolgt beim durch die Hanse- und 
Universitätsstadt Rostock beauftragten Druckdienstleister. Der Standort des 
Druckdienstleisters wird nach Abschluss des entsprechenden Vergabeverfahrens mitgeteilt. 
Der Auftragnehmer erhält unmittelbar nach Auftragserteilung die genauen Kontaktdaten 
und technischen Vorgaben, um die Detailabstimmungen direkt mit dem Druckdienstleister 
treffen zu können. 
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Der Druckdienstleister stellt die Wahlbenachrichtigungen spätestens am 20. August 2026 ab 
16:00 Uhr an seinem Produktionsstandort transportfähig zur Abholung bereit. Der 
Auftragnehmer hat nach vorheriger Abstimmung Verpackungs- und Transportmaterialien 
bereitzustellen, um einen sicheren und ordnungsgemäßen Transport zu gewährleisten. 

Die Kosten für die Abholung der Sendungen sind verbindlich im Preisblatt des Angebots 
auszuweisen. 

Bei Nichtzustellbarkeit ist innerhalb von drei Werktagen nach dem Zustellversuch eine 
Rückführung der betreffenden Sendungen an die Wählerverzeichnis- und Briefwahlstelle 
der Hanse- und Universitätsstadt Rostock (Absender) mit einem entsprechenden Vermerk 
sicherzustellen. 

Bestandteil dieses Loses ist zudem die Nutzung der Umzugsdatenbank der 
Deutschen Post AG oder eines gleichwertigen Systems. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, 
bei nicht zustellbaren Wahlbenachrichtigungen die dort hinterlegten Nachsende- oder 
Korrekturinformationen zu prüfen und fehlerhafte bzw. unzustellbare Adressdaten 
spätestens fünf Werktage nach Anlieferung elektronisch an die Auftraggeberin zu 
übermitteln. 

Die maßgeblichen Fristen und Termine gestalten sich voraussichtlich wie folgt: 

• Übergabe der Wahlbenachrichtigungen:       20. August 2026 
• Eingang in der Zustellzentrale:             21. August 2026 
• Zustellung 75 % der Sendungen:    22. August 2026 
• Zustellung 10 % der Sendungen:             24. August 2026 
• Zustellung 10 % der Sendungen:             25. August 2026 
• Zustellung 5 % der Sendungen:               26. August 2026 
• Übergabe der letzten unzustellbaren Sendungen:      29. August 2026 

 
2. Preisgestaltung 

Für die Kalkulation ist von den angegebenen Mengen auszugehen. Die angegebenen 
Mengen wurden auf Basis der vergangenen Wahlen ermittelt und dienen lediglich als 
Kalkulationshilfe. Die Mengen können über- oder unterschritten werden. 
 
Das beigefügte Preisblatt ist auszufüllen. 
 

3.    Abrechnung 
 
Die Abrechnung der beauftragten Leistungen erfolgt auf der Grundlage der Mengen und 
vertraglich vereinbarten Preise.  
 
Die Rechnungen sind bei der: 
 
  Hanse- und Universitätsstadt Rostock 
  Die Oberbürgermeisterin 
  Amt für Bürgerkommunikation und Wahlen  
  Neuer Markt 1 
  18055 Rostock  
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Leitweg ID:  13003000-K030-97 
   
in Form einer X-Rechnung sowie zusätzlich als PDF-Datei per Email an 
vergabestelle@rostock.de einzureichen. 
 
 

4.    Allgemeine Anforderungen an den Auftragnehmer 
 
Ansprechpartner und Reklamationsmanagement 

Von dem Auftragnehmer ist ein verantwortlicher Ansprechpartner in leitender Position zu 
benennen, der als zentrale Anlauf- und Koordinierungsinstanz Reklamationen und 
dringliche Fragestellungen bewerten, Störungen aufklären und zeitnah abstellen kann. 
Dieser ist bereits im Angebot zu benennen. 

Weiter sind im Zustellzeitraum Ansprechpartner für den Bereich Beschwerdemanagement 
zu benennen, die werktags von 08:00 – 18:00 Uhr erreichbar sind. 
Der Auftragnehmer reagiert auf Reklamationen der Auftraggeberin unverzüglich. Falls eine 
Mängelbeseitigung nicht innerhalb von 24 Stunden möglich ist, lässt der Auftragnehmer 
bis dahin der Auftraggeberin unverzüglich eine sachlich begründete Zwischennachricht 
zukommen. 
 

Werbung 
Das Aufbringen von Werbung auf den Wahlunterlagen durch den Auftragnehmer ist 
unzulässig. 
 

Nachunternehmen 

Die Brieflaufzeiten und umweltgerechten sowie klimaneutralen Zustellungsbedingungen 
gelten auch wenn Drittunternehmen eingeschaltet werden. Die Verantwortung für die 
Einhaltung der angebotenen Brieflaufzeiten und etwaige Verluste trägt der 
Auftragnehmer. 

Angebote von Konsolidierern sind ausdrücklich zugelassen.  

Beabsichtigt der Auftragnehmer zur flächendeckenden Versorgung, sofern er die 
Leistungen nicht mit eigenem Personal erbringen kann, Unterauftragnehmer einzusetzen, 
müssen diese selbst  

- geeignet, 

- für den von ihnen abzudeckenden Bereich lizenziert und  

- im entsprechenden Berufs- oder Handelsregister 

eingetragen sein. 

Beabsichtigt ein lizensierter Bieter einen Verrichtungs- oder Erfüllungsgehilfen 
einzusetzen, bedarf dieser entsprechend § 5 Postgesetz keiner Lizenz.  

Alle vertraglichen Regelungen hinsichtlich Gewährleistung, Personal und Sorgfaltspflicht 
gelten dabei auch hier. Gleiches gilt, wenn es sich bei dem Bieter um ein sogenanntes 
Konsolidierungsunternehmen handelt. 

Als Nachunternehmen gelten alle Unternehmen, die für den Bieter in seinem Lizenzgebiet 
mit seinem eigenen Personal die beauftragte Leistung ganz oder teilweise erbringen. In 

mailto:vergabestelle@rostock.de
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diesem Sinne kann auch die Deutsche Post AG ein Nachunternehmen sein. Die Eignung der 
einzelnen Unterauftragnehmer ist zu belegen. Nachunternehmernachweise für die 
Deutsche Post AG brauchen nicht erbracht zu werden. 
 

Pflichten des Auftragnehmers 

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, jeden Entzug, die Rückgabe oder die Änderung der 
Lizenz unverzüglich anzuzeigen. Dasselbe gilt für die benannten Nachunternehmer. Die 
Anzeigepflicht umfasst auch die Änderung der Rechtsform bzw. des Firmennamens. 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Unfallverhütungs- und Arbeitsschutzvorschriften 
nach dem Arbeitssicherheitsgesetz (AsiG) sowie die allgemein anerkannten 
sicherheitstechnischen und arbeitsmedizinischen Regeln einzuhalten.  
 
 
5.    Personal / Sicherheitsbestimmungen 
 
Der Auftragnehmer setzt für alle in der Leistungsbeschreibung geforderten Tätigkeiten 
ausschließlich leistungsfähiges, zuverlässiges und fachlich ausreichend qualifiziertes 
Personal ein und sichert unter anderem damit die Einhaltung der gesetzlichen 
Bestimmungen über die Briefbeförderung, den Datenschutz sowie das Brief- und 
Postgeheimnis. Die Mitarbeiter müssen über die für die Postzustellung erforderliche 
ausreichende schriftliche und mündliche Kommunikationsfähigkeit in deutscher Sprache 
sowie über gute Ortskenntnisse verfügen.  
 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die gesetzlich vorgeschriebenen Beiträge zur 
Sozialversicherung im Rahmen des jeweiligen Beschäftigungsverhältnisses zuführen.  
 
Die Auftraggeberin informiert das zuständige Personal das es sich auf Anfrage bei der 
Auftraggeberin auszuweisen hat.  
 
Die Anforderungen an das Personal gelten auch bei Nachauftragnehmern.  
 
 
6.  Anforderungen an Zustellung und Umgang mit unzustellbaren Sendungen 
 
Die Zustellung muss in Briefkästen erfolgen und darf nicht auf den Briefkästen, in 
Hauseingängen, auf Mülltonnen, Hausfluren etc. geschehen, keine offene Ablage in Heimen 
und Wohnanlagen. In Heimanlagen ist ggf. die Heimleitung wegen der Zustellung zu 
kontaktieren, um eine ordnungsgemäße Zustellung an die wahlberechtigten Heimbewohner 
sicherzustellen. Sofern die Einrichtungen über Postfächer für die Bewohner verfügen, sind 
diese zu nutzen. 
 
Befindet sich der Briefkasten des Adressaten innerhalb eines abgeschlossenen 
Grundstückes bzw. Gebäudes, so ist auch für solche Fälle die Zustellung zu gewährleisten 
(Schlüssel; klingeln o. ä.). 

Es ist zu gewährleisten, dass unzustellbare Sendungen (falsche bzw. unvollständige 
Anschrift, Verweigerung der Annahme, Fehlen einer Empfangsvorrichtung, Tod des 
Empfängers etc.) unverzüglich an die Auftraggeberin zurückgesandt werden. Der Grund für 
die Nicht-Zustellung ist auf der jeweiligen Sendung oder in einem Bearbeitungsvermerk zu 
dokumentieren und der Auftraggeberin zu übergeben. Wahlunterlagen sind nicht 
nachzusenden, sondern unverzüglich an den Absender zurückzuführen. 
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Bei nichtzustellbaren Wahlbenachrichtigungen ist die Umzugsdatenbank der Deutschen 
Post AG (oder vergleichbar) zu nutzen und fehlerhafte Adressangaben bzw. 
Nachsendeangaben der nicht zustellbaren Sendungen der Auftraggeberin elektronisch 
spätestens 5 Tage nach Anlieferung zu übermitteln. 

Die nicht zustellbaren Wahlunterlagen sind mit einem leserlichen, verständlichen, 
übersichtlichen und einheitlichen Vermerk des Grundes für die Nichtzustellung  

zum Beispiel: 

- Empfänger verzogen 
- Empfänger unbekannt 
- Empfänger nicht zu ermitteln 
- Hausnr. unbekannt 
- Straße unbekannt 
- Neue Anschrift 

zu versehen. 

Die Auftraggeberin erwartet eine Rücklieferung der unzustellbaren Sendungen mit einem 
Rücksendevermerk, welcher den vorgenannten Anforderungen entspricht, spätestens am 3. 
Werktag nach dem Tag des Zustellversuchs. 

 
 
7.    Unversehrtheit der Sendungen 

 

Die Wahlunterlagen sind in wetterfesten Behältnissen zu befördern. Es ist sicherzustellen, 
dass die Wahlunterlagen durch Nässe, Verunreinigung oder Beschädigung nicht 
unleserlich oder unbrauchbar werden. 

Alle Zustellungs- und Lagerungsmaßnahmen, die in den Auftragsbereich des 
Auftragnehmers fallen, geschehen in dessen uneingeschränkter Verantwortung und 
Haftung. Der Auftragnehmer haftet für Schäden und Folgeschäden, die der Auftraggeberin 
durch eine nicht vertragskonforme bzw. unsachgemäße Lagerung und/oder Zustellung 
durch ihn oder einem von ihm zur Erfüllung seiner Leistungen Beauftragten entstehen.  

Beschädigte Dokumente sind gesondert zu verpacken und unverzüglich an den Absender 
zurück zu führen.  

 
 

8.   Laufzeittests 
 
Zum Zweck der Sicherstellung der in den Losbeschreibungen ausgewiesenen 
Laufzeitquoten behält sich die Auftraggeberin vor, Laufzeittests stichprobenartig 
durchzuführen. Diese Laufzeittests erfolgen ggf. durch unangekündigte Testsendungen. 
Während der Durchführung des Auftrags ist durch den Auftragnehmer sicherzustellen, dass 
Qualitätssicherungsmaßnahmen zur Einhaltung der Auftragsvorgaben stattfinden. Diese 
sollen insbesondere Kontrollen der Sendungslaufzeiten und des Reklamations-
managements (z.B. Umgang mit nicht zustellbaren Sendungen) enthalten. 
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9.   Zuschlagskriterien 

 
Die fristgerechte und zuverlässige Zustellung der Briefwahlunterlagen ist für die 
rechtssichere Durchführung der Wahl unabdingbar. Demzufolge ist die Hanse- und 
Universitätsstadt Rostock auf Zuverlässigkeit, Fachkunde und Professionalität sowie 
flächendeckende wie ausfallsichere logistische und technische Leistungsfähigkeit des 
Zustelldienstleisters angewiesen. Leistungsstörungen in diesem Bereich stellen ein nicht 
tragbares Risiko dar, dem im Vorfeld durch die Auswahl eines geeigneten, den hohen 
qualitativen Anforderungen gerecht werdenden Unternehmens mit entsprechend 
etablierten Standards zu begegnen ist. 

Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt, wobei der niedrigste Preis 
maßgeblich ist. Zur Beurteilung der Wirtschaftlichkeit werden ausschließlich preisliche 
Gesichtspunkte herangezogen. Qualitative oder konzeptionelle Aspekte dienen in diesem 
Verfahren lediglich der Eignungsprüfung, beeinflussen jedoch nicht die 
Zuschlagsentscheidung. 

Der Auftrag wird folglich an den Bieter vergeben, der die geforderte Leistung vollständig 
und vertragsgemäß zum niedrigsten Angebotspreis anbietet. Auf den beabsichtigten Einsatz 
von Nachunternehmen ist im Angebot hinzuweisen. 

 
10.    Haftung 
 
Der Auftragnehmer haftet im vollen Umfang für die von ihm und/oder seinen 
Erfüllungsgehilfen schuldhaft verursachten Personen-, Sach- und Vermögensschäden, die 
in Erfüllung der vertraglichen Verbindlichkeiten entstehen. 

Im Falle des Verlustes oder Beschädigung der Sendung haftet er in Höhe des 2-fachen 
Betrages des Beförderungsentgeltes/je Sendung, vorbehaltlich des Nachweises, dass kein 
geringerer oder höherer Schaden eingetreten ist. Die gesetzlichen Haftungsgrenzen werden 
durch diese Regelung nicht ausgeschlossen. 

Er ist verpflichtet, eine Haftpflicht-Schadensversicherung abzuschließen, sie während der 
Dauer des Vertragsverhältnisses aufrechtzuerhalten und dies dem Auftraggeber auf 
Verlangen nachzuweisen. Sie ist jeweils für Personenschäden, Sachschäden und 
Bearbeitungsschäden über die Regeldeckungssumme abzuschließen und bei Änderung 
entsprechend anzupassen. 

 

11.   Leistungsstörungen / Vertragsverstöße 

 
Der Auftragnehmer hat die vereinbarten Leistungen ordnungsgemäß zu erbringen.  

Kommt der Auftragnehmer bei einem von der Auftraggeberin oder den zuständigen 
Behörden festgestellten schuldhaften Verstoß gegen die vertraglichen Vereinbarungen 
seinen Verpflichtungen auch nach wiederholter schriftlicher Abmahnung nicht nach, folgt 
eine Vertragsstrafe. 
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Ein Verstoß gegen die vertraglichen Vereinbarungen liegt insbesondere vor, wenn - auch in 
Einzelfällen –  
- Nachunternehmer ohne die Genehmigung der Auftraggeberin eingesetzt werden 
- Mitarbeiter in scheinselbständigen Arbeitsverhältnissen oder als Nachunternehmer 

beschäftigt werden, deren Beschäftigung zu einem Verstoß gegen das Gesetz zur 
Regelung der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung (AÜG) führt 

- Arbeitnehmer beschäftigt werden, für die keine Sozialabgaben abgeführt werden oder 
die nicht im Besitz einer Arbeitserlaubnis gem. § 19 I S 1 AFG sind (ausländische 
Arbeitnehmer) 

- Gründe vorliegen, die den Auftraggeber zur fristlosen Kündigung berechtigen, 
 
Bei diesen Verstößen des Auftragnehmers folgt eine Vertragsstrafe, die im Einzelfall bis zu 
einer Höhe von 5% der Gesamtauftragssumme von der Auftraggeberin festgesetzt wird.  

Bei sonstigen Verstößen des Auftragnehmers gegen die ihm in diesem Vertrag obliegenden 
Pflichten ist eine Vertragsstrafe von 3% der Gesamtabrechnung/-rückvergütung vereinbart 
und wird im Einzelfall von der Auftraggeberin festgesetzt.  

Die Gesamthöhe der Vertragstrafen ist auf 8 % der Gesamtauftragssumme begrenzt.  

Das Kündigungsrecht der Auftraggeberin bleibt hiervon unberührt. 

Der Auftragnehmer hat gegenüber der Auftraggeberin die Einhaltung der Pflichten 
erforderlichenfalls nachzuweisen. Die Verpflichtung zur Entrichtung der Vertragsstrafe 
entfällt, wenn den Auftragnehmer kein Verschulden trifft.  

Festgesetzte Vertragsstrafen werden von der Abrechnung einbehalten. Ist eine Verrechnung 
nicht möglich, hat der Auftragnehmer den geforderten Betrag zu überweisen. Die 
Verpflichtung zur Entrichtung der Vertragsstrafe besteht auch dann, wenn im Zeitpunkt 
ihrer Festsetzung das Vertragsverhältnis beendet ist. 

12.   Kündigung 
 

Das Recht beider Parteien, den Vertrag aus wichtigem Grund gegebenenfalls fristlos zu 
kündigen, bleibt hiervon unberührt. Als wichtiger Grund für eine außerordentliche bzw. 
fristlose Kündigung durch die Auftraggeberin ist insbesondere anzusehen: 

• der Auftragnehmer führt die geschuldete Leistung nicht in der dem Vertrag 
entsprechenden Zeit, Art und Weise aus und schafft trotz schriftlicher Mahnung 
innerhalb der gesetzten Frist keine Abhilfe; 

• Unfähigkeit oder Unzuverlässigkeit des Auftragnehmers oder seines Personals oder 
der beauftragten Nachunternehmen; 

• schwerwiegende Verstöße gegen die vertraglichen Bestimmungen, bei denen dem 
Auftraggeber eine Fortsetzung des Vertragsverhältnisses nicht zuzumuten ist;  

• sich während der Vertragsdurchführung zeigt, dass von dem Auftragnehmer 
unzutreffende Angaben erfolgten und er die betreffende/n Verpflichtung/en nicht 
oder nicht vollständig einhält. Dann steht der Auftraggeberin ein unmittelbares, 
fristloses Kündigungsrecht zu, ohne dass es weiterer Vertragsverstöße bedarf, es sei 
denn, der Auftragnehmer kann beweisen, dass die nachträgliche Nichteinhaltung 
(bzw. nicht vollständige Einhaltung) seiner Angaben im Vergabeverfahren zu diesen 
Punkten nicht von ihm oder seinen Erfüllungsgehilfen zu vertreten ist; 
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• der Auftragnehmer die übernommene Leistung nicht zu dem vereinbarten Zeitpunkt 
beginnt; 

• Verletzung von Datenschutzvorschriften; 
• der Auftragnehmer eine zugesicherte Qualität oder Zustellquote, z.B. bestätigt durch 

eine Überprüfung, nicht erreicht.   

Schadensersatzansprüche des Auftragnehmers infolge fristloser Kündigung sind 
ausgeschlossen. 

13.   Datenschutz 
 
Die beiliegenden Datenschutzhinweise für die Teilnehmer an einem Vergabeverfahren 
gelten unmittelbar für das Vergabeverfahren.  
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